Kriminelle im Dienste des Staates

1. Die Arbeit des Verfassungsschutzes ist nur ein Mosaik im staatlichen Schutz der der kapitalistischen Gesellschaftsunordnung.
2. Allzu gerne skandalisieren, personalisieren, moralisieren, psychologisieren, pathologisieren hier am Beispiel des NSU (Nationalsozialistischer Untergrund)  bürgerliche Medien und Politiker_innen einen Zustand oder Personen, um von den politisch-ökonomischen Rahmenbedingungen und deren Diskontinuitäten bzw. Kontinuitäten  mit dem faschistischen und vorfaschistischen Deutschland  und der Bundesrepublik (alte Länder, nach 1990/1 auch „Gesamtdeutschland“) abzulenken.

3. Die damit verbundene Entpolitisierung, Entökonomisierung und Enthistorisierung  macht eine sachgerechte Analyse unmöglich, weil unausgesprochen die bürgerliche Demokratie und die kapitalistische Wirtschaftsunordnung als die besten aller Möglichkeiten gelten, in die sich nur ab und zu Fehler, Skandale, persönliches Fehlverhalten einiger weniger ... einschleichen.
4. Angesichts der singulären Verbrechen des deutschen Faschismus lagen nach der Befreiung Deutschlands folgende ökonomischen und politischen Lehren auf der Hand, die bis weit in bürgerliche Kreise und Parteien verbreitet waren und den zunächst verkündeten Absichten aller alliierten Siegermächte entsprachen: D hoch 4, d.h. Denazifizierung, Demonopolisierung, Demilitarisierung und Demokratisierung. Die Monopole und Konzerne, die von Anfang an den Faschismus gefördert und den Krieg vorbereitet haben und aus den ungeheuren Verbrechen und dem Krieg riesige Profite gezogen hatten und die entsprechenden ökonomischen und staatlichen Funktionsträger sollten ein für alle mal aus den ökonomischen und staatlichen  Prozessen ausgeschaltet und für ihre Verbrechen bestraft werden.
5. Das Ergebnis in den Westzonen und späteren Bundesrepublik war z.T. bis heute ein Kartell des Verschweigens oder doch bald schon der „große Frieden mit den Tätern“, den die Täter mit sich selbst schlossen. Die ökonomische, personelle, militärische, politische und ideologische Restauration war wenige Jahre nach dem Sieg über diese Täter weitgehend in die Wege geleitet. Dass der Faschismus und alle seine millionenfachen Anhänger in Teilen doch Recht hatten und eigentlich gar kein Grund zum Trauern bestand, bestätigten die Westalliierten und die junge Bundesrepublik in der McCarthy-Ära: Das faschistische Feindbild von Kommunisten, Sozialisten und Marxisten wurde jetzt unter dem Motto „Freiheit und Demokratie“ westdeutsche Staatsreligion. Militarisierung, Rassismus, „freie Marktwirtschaft“ waren dogmatisch bewachte Glaubensinhalte.
6. Die Totalitarismus-Ideologie verglich nach der phänomenologischen Methode das, was bürgerliche Ideologen unter „Kommunismus“ und „Nationalsozialismus“ verstanden, Erscheinungen werden registriert, ohne nach den Ursachen zu fragen. Totalitär wurde das System genannt, extremistisch war der Kampfbegriff für Bewegungen dorthin. Das Schöne war: Hitler war tot, aber die wie immer gearteten sozialistischen Länder und ihre politischen Repräsentanten lebten. Der Faschismus-Begriff, der immer den Zusammenhang von Kapitalismus und Faschismus als eine Form bürgerlicher Herrschaft impliziert, wird von vornherein diskriminiert und als „kommunistisch“ disqualifiziert. Dass der Begriff „Nationalsozialismus“ ein faschistischer Propagandabegriff zur Tarnung der Stabilisierung und Optimierung kapitalistischer Profitmaximierung war, wird von bürgerlichen Ideologien selbstverständlich nicht zur Kenntnis genommen.
7. Schon mit Adenauers Blitzgesetzen im August 1951 wurden ca. ein Dutzend Organisationen verboten bzw. wurden Verbotsanträge eingeleitet. Organisationen, die auch nur in den Verdacht gerieten, irgendwie „links“ zu sein, wurden als 5. Kolonne Moskaus bezeichnet oder kommunistische Tarnorganisationen und ihre Mitglieder bekamen Berufsverbote, während gleichzeitig der Artikel 131 des noch frischen Grundgesetzes die Rückkehr fast aller Nazis in ihre Behörden, Ämter, Schulen, Richterstellen, Geheimdienste, Polizei, Bundeswehr, Medien, Hochschulen, Kirchen ..... ermöglichte.

8. Gleichzeitig geriet der Artikel 139 des Grundgesetzes völlig in Vergessenheit, außer bei denen, die ihn einklagen wollten: Aber die gehörten oft den gerade schon wieder verbotenen Organisationen (auch der VVN) an und wurden schon wieder von den gleichen Richtern und Staatsanwälten verfolgt wie zwischen 1933 und 1945.

9. Gegen Neofaschisten brauchte man staatlicherseits kaum diese Gesetze beanspruchen, waren das doch alles ordentliche faschistisch geschulte Antikommunisten. Ein großer Teil von SD, SS, GeStaPo, SA, NSDAP und anderen faschistischen Organisationen besetzten denn auch Polizei und Geheimdienste (Inlandsgeheimdienst „Verfassungsschutz“ ab 1950) und Staatsanwalt- und Richterämter , diesmal sozusagen mit der NATO im Rücken! (Vgl. Peer Heinelt, Überzeugungstäter I [Zu den historischen, politischen und ideologischen Grundlagen deutscher Verfassungsschützer] und Jörg Kronauer, Überzeugungstäter II [Wie der Verfassungsschutz beim Aufbau neonazistischer Strukturen in Deutschland behilflich (gewesen) ist], in: Konkret, 1/2012). Faschistoide und faschistische Tendenzen werden nicht nur von der Polizei, sondern auch von den Geheimdiensten seit Gründung der BRD vertuscht, umgedeutet, verdrängt, verschwiegen oder als leichtfertig verursacht durch unbelehrbare „Linke“ dargestellt.
10. Es gilt und galt, die kapitalistisch-imperialistische Weltherrschaft und die in sie verquickten und sie garantierenden  kapitalistischen Staaten mit allen Mitteln gegen antikapitalistische, sozialistische Bestrebungen  zu sichern.
11. Vorgänge wie die um den Thüringer Heimatschutz (THS) , eine der aktivsten neofaschistischen Kameradschaften, der maßgeblich beteiligt war an dem NSU (Nationalsozialistischer Untergrund), sind die Spitze des Eisberges, der mehr oder weniger zufällig bekannt wurde. Von Anbeginn hatte der Verfassungsschutz Thüringens mit Tino Brandt einen V-Mann in der Gruppe. Bekannt geworden ist, dass Brandt in den neunziger Jahren 200.000 DM vom Verfassungsschutz bekam, die er in den Aufbau der faschistischen Terrorgruppe steckte. Verbindungen bestanden auch in die internationale Szene, vor allem aber auch zur NPD., zu Blood&Honour-Strukturen, zu faschistoiden Verlagen und Burschenschaften. Inzwischen wird von 5 V-Männern und Informanten der bundesdeutschen „Sicherheits“behörden berichtet. Neben dem Landesamt für Verfassungschutz mit 2 V-Leuten war wohl auch das Bundesamt für Verfassungsschutz mit einem V-Mann und der MAD  und drei (?) andere Bundesbehörden beteiligt (vgl. jW 17.1.2012, aber auch WAZ vom 17.1.2012)  Irgendwann 2001 flog Brandt auf. (vgl. zahlreiche Beiträge in DerRechteRand Nr. 134, Jan./Febr. 2012 und Lotta, Nr. 46, Winter 2011/2012 und AIB 4/2011 und Ulla Jelpke, Kumpanei von Nazis und Verfassungsschutz, in: Ossietzky 1/2012, S. 16-19)). Die Kumpanen machten weiter, tauchten als NSU von wem gedeckt, von wem geschützt vor potenziellen polizeilichen Zugriffen(??) und begingen ihre Morde.
12. Es traf sich gut, dass mit Helmut Roewer 1994-2000 ein Verfassungsschutzpräsident in Thüringen das Sagen hatte, der besonders radikal die Totalitarismus-These vertrat und wohl besonderer Förderer des THS war. Heute schreibt er für faschistoide Zeitschriften und veröffentlicht entsprechende Geschichtsbücher.
13. Das Erschrecken über die 10 Morde des NSU zwischen 2000 und 2007 und wahrscheinlich zwei Bombenattentaten war groß. Aber wirklich erschrocken konnte wohl nur sein, der die neofaschistischen Terroraktionen der fünfziger Jahre bis heute vergessen hat: Zahlreiche Schändungen jüdischer Friedhöfe, 1969 in NRW durch die Europäische Befreiungsfront verschiedene brutale Anschläge, Mord an Shlomo Lewin und Frieda Poeschke 1980,. Münchner Oktoberfest 1980 vielleicht sogar mit Beteiligung  der NATO-Geheimorganisation Gladio (13 Tote), ab 1990 Rostock-Lichtenhagen, Hoyerswerda, Solingen, Mölln,..... dazu seit 1990 bis heute 182 aus rassistischen Gründen ermordete Menschen, 34 davon in NRW (backup Dortmund, WDR 5, 27.1.2012)
14. Selbstverständlich versuchen staatliche Behörden, so viele Verbrechen wie möglich als Taten leider verwirrter oder gar besoffener Einzeltäter ohne irgendwelche Einbindung in neofaschistische Strukturen darzustellen.  Medien und Politiker_innen verharmlosen die  Morde des NSU  folgerichtig als „Döner-Morde“. 

15. Das Bundesverfassungsgericht hat am 18.3.2003 ein Verfahren zum Verbot der NPD eingestellt, weil nicht klar war, ob, wie in NRW, der Verfassungsschutz und seine V-Leute die NPD steuern oder umgekehrt. Ca. 130 V-Leute des Verfassungsschutzes in höchsten Ämtern der NPD würden ein Verfahren so lange unmöglich machen, wie der Verfassungsschutz seine V-Leute nicht nennt. Ein „Abschalten“ der V-Leute in neofaschistischen Organisationen wird vor allem auch von der CDU verhindert.
16. Auch bei den zur Debatte stehenden neofaschistischen Terrororganisationen ist nicht klar, wie weit verschiedene BRD-Geheimdienste wirklich in die Strukturen dieser Organisationen verwickelt sind, wer da eigentlich wen schützt, unterstützt, Täter_innen verharmlost oder verheimlicht.
17. Wenn Sachsens Innenminister kürzlich noch gesagt hat, dass „Antifaschismus nicht die richtige Antwort“ im Kampf gegen Neofaschisten sei, bedeutet das im Gesamtzusammenhang mit den geplanten Nazi-Demos in Dresden eine Diffamierung und Kriminalisierung von Antifaschisten und eine Verharmlosung der Faschisten. (vgl. jW vom 20.1.2012). Das entspricht der Linie von Frau Schroders Gesinnungs-Test für Antifaschisten, die Kontinuität von Adenauers Blitzgesetzen über den „Extremisten-Erlass“ bis zur „Extremismus-Klausel“ ist systemimmanent auch nötig.
18. Die mitgliederstärkste antifaschistische Organisation der BRD VVN-BdA wirft in einem offenen Brief der Bundeskanzlerin, dem Bundesinnenminister, dem sächsischen Ministerpräsidenten und dem sächsischen Innenminister vor, in den letzten Jahren die Naziaufmärsche nicht verboten zu haben . Hingegen sei „der antifaschistische Protest schon im Vorfeld als illegitim diffamiert und zunehmend kriminalisiert“ worden. Die VVN-BdA fordert ein Verbot faschistischer Gruppierungen, Parteien und Aufmärsche. Das geschieht nicht und lässt sich sehr wohl auch erklären: Der Verfassungsschutz erfüllt seinen Klassenauftrag.
Wolfgang Dominik

